
des Saarbrücker Oberbürgermeisters Neikes gegenüber Knox, daß Sozialdemo¬
kraten im Jugendherbergsverband erwünscht seien, „sofern sie sich nicht dem im
Aufbau befindlichen deutschen nationalen Staat entgegenstellen“ 43 . Die Volks¬
hochschule Saarbrücken richtete auf Anregung ihres Leiters, Dr. Oskar Hammels¬
beck5, ihre Arbeit bis zur Rückgliederung auf „die innere Angleichung an die ge¬
schichtlichen Ereignisse im Reich“ ein. Hammelsbeck versuchte darüber hinaus,
Juden von der Mitarbeit auszuschließen6.
Ebenso wurde die Gleichschaltung in Berufsverbänden wirksam. Zwar mußte die
Ärztevereinigung des Kreises Saarlouis auf Druck der Regierungskommission
politische Maßnahmen rückgängig machen7, doch zeigt die Entwicklung im saar¬
ländischen Beamtenbund, daß bei vorsichtiger Taktik scharfe Reaktionen der
Regierungskommission vermieden werden konnten. Bereits im März 1933 hatte
die NS-Saarfront die gesamte saarländische Beamtenschaft als politisch unzuver¬
lässig angegriffen 8 . Selbst die schon mit dem neuen Reichsregime sympathisie¬
rende Saarbrücker Zeitung 9 zeigte sich überrascht, machte allerdings nur den
Schreiber des Artikels, nicht die NSDAP dafür verantwortlich. Hinter den national¬
sozialistischen Drohungen stand massiver Druck auf den saarländischen Beamten¬
bund. Dem war bereits der Rücktritt des Bundesvorsitzenden, des Saarbrücker
Stadtschulrats Martin, am 6. April vorausgegangen 10 . Der Vertreter der national¬
sozialistischen Arbeitsgemeinschaft der Beamten, Schaub, hatte die Führung der
NSDAP im Beamtenbund verlangt und ein Ergebenheitstelegramm an die Reichs¬
regierung durchgesetzt, das auch das neue Berufsbeamtengesetz vom 7. April
begrüßte n . Vor allem durch die Stellungnahme des 2. Vorsitzenden Palm wurden
die weiteren Forderungen Schaubs jedoch abgewiesen, um ein Auseinanderfallen
des Bundes in zwei Parteien zu verhindern. Wenn Schaubs Dienstherr Morize nun
gegen jenen ein Disziplinarverfahren einleitete, so war das wohl weniger wegen
dessen Zugehörigkeit zur nationalsozialistischen Arbeitsgemeinschaft, wie die
Saarbrücker Zeitung behauptete12

, sondern eher wegen dessen massiver Druck¬
ausübung auf den Beamtenbund. Dort sah man die letzte Möglichkeit, die ver¬
wirrte Lage zu klären, in Verhandlungen mit der Dachorganisation, dem Deutschen
Beamtenbund in Berlin 13. Damit konnten die saarländischen Beamtenvertreter
unter Leitung Palms klar machen, daß es angesichts der Haltung der Regierungs¬
kommission und der Bedenken Koßmanns unmöglich sein werde, im Sinne der

4a Vgl. Anm. 4.
5 Hammelsbeck war vordem SPD-Funktionär (Hinweis von Herrn Archivrat Dr. H.
Klein, Saarbrücken).

6 Rdschr. Hammelsbecks v. 25.4.33, Beschl. des Stadt. Kuratoriums der VHS v. 30.6.33:
Archiv des Kirchenkreises Saarbrücken, Sammlg. Wehr, Nr. 36; Drahtbericht Neikes’
v. 24.5. an Knox (Anm. 4).

7 Sitzung der Rcg.kommission v. 5.7.33: LA Saarbrücken, Best. Koßmann, Nr. 20, S. 413.
8 Saarfront Nr. 60 v. 11./12.3.33: „Die neue Lage.“
9 Nr. 77 v. 19.3.33: „Eine Abwehr der Saarbeamten.“
19 Der Beamtenbund. Zschr. des Beamtenbundes des Saargebietes, 8. Jg. Nr. 15 v. 15.4.33:
„Außerordentliche Vertreterversammlung am 6.4.1933“; Bericht Watermanns v. 25.4.33:
StA Koblenz, Abt. 403 Nr. 16857, S. 743ff.

11 Telegr. v. 7.4.33: AA ... .betr. Beamte, Bd. 25; S.Z. v. 19.4.33: „Neugestaltung der
Beamtenverbände.“

12 S.Z. Nr. 112 v. 25.4.33: „Und jetzt Herr Morize!“
13 Aufzeichnung (o. Verf.) v. 22.4.33: AA ... betr. Beamte, Bd. 25.
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